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D
ie Größe einer mittleren Klein-
stadt. Überaltert, aber doch vol-
ler Leben. So stelle ich mir die
Zahl70000vor,einAlltagsgewu-

sel auf Straßen und Plätzen. Ein Jahr nach
demAusbruch der Pandemie sind so viele
Menschen in Deutschland gestorben. In
Pflegeeinrichtungenundauf Intensivstati-
onen, hinter verschlossenen Türen, aber
in der Inzidenzgesellschaft täglich prä-
sent: als Todesdiagramm.VieleMenschen
erzählen,wie sie täglichnachden Inziden-
zenauchdieseZahl checkenwieBörsenda-
ten, ein Automatismus, der es schwer
macht,hinterdenZahlenMenschenzuver-
muten. Was im Frühjahr 2020 noch viele
in Tränen ausbrechen ließ, damals, als die
Bilder aus Italien inWohnzimmer und auf
Tablets gespült wurden, wurde inzwi-
schen zur Gewohnheit.

„Gestorben wird immer“, entgegnen
manche achselzuckend oder verweisen
aufandereschlimmeTodesarten.Nurster-
ben in einer Pandemie viele, die nicht hät-
ten sterben müssen, Hochbetagte, Alte,
aberauchviele Jüngere,deren Immunsys-
temsichgegendeneigenenKörperwende-
te. Die einen trifft es hart, die anderen
kaum, das Schicksal kehrt zurück in eine
nur vermeintlich planbareWelt, in der Ri-
siken eben doch nicht einfach verschwin-
den, wennman sie berechnen kann. Trotz
hoch technisierter Medizin, in einem der
besten Gesundheitssysteme derWelt, gab
es langekeinenSchutz.Mit demImpfstoff
kommt nun wie durch ein Wunder doch
einglobalerAusweg indenBlick.Abervor-
erst bleiben die vielen Toten.

Zu wenig wird über die Veränderung
der Trauerkultur nachgedacht. Schon vor
der Pandemie veränderten sich die Ritua-
le des Umgangs mit Verstorbenen. Einer-
seits sollte es immer individuellerwerden,
ganz auf den Verstorbenen und die Trau-
ernden zugeschnitten, Zeichen kreativer
Selbstdarstellung tratenfürmancheMen-
schen an die Stelle überlieferter Rituale
der christlichen Tradition. Andererseits
stieg die Anzahl der Begräbnisse ohne Be-
gleitung, was ein ebenso plötzliches wie
klammheimlichesVerschwindenvonMen-
schen bedeutet.

DieserProzesshat sich inderPandemie
enormbeschleunigt.Dennobwohlauchöf-
fentlich immer wieder das Kollektive die-
ser Katastrophe betont wird, werden die
Tode als individuelle Schicksalsschläge
verstanden.Gleichzeitig ist fastalleseinge-
schränkt oder gar verboten,was zumritu-
ellen öffentlichen Umgang mit dem Tod
gehört, darunter eingeführte Traditionen
einesWegesmit den Toten und denen, die
trauern.VieleMenschenstarbenallein,oh-
neBegleitungder Liebsten, ohneklärende
Aussprachen, ohne zärtliche Gesten, ohne
Abschied. Diejenigen, die nach so einem
Tod ihrer Freunde und Angehörigen trau-
ern, müssen nicht nur mit dem Verlust,

sondern womöglich auch mit Schuldge-
fühlenundSchamweiterleben, Sterbende
im Stich gelassen zu haben – obwohl sie
für die Kontaktsperren, die den Weg zu
den Sterbenden unmöglich machten,
nicht verantwortlich sind. Dass eine Ge-
sellschaft, die sich selbst vor dem Hori-
zont der Menschenwürde entworfen hat,
diese Einsamkeit im Sterben zugelassen
hat, ist einekollektiveSchuld,diebeimNa-
men genannt werdenmuss.

Die seelische Belastung, auch die des
medizinischen oder pflegerischen Perso-
nals, das – sowieso schon am Limit – den
einsam Sterbenden die Hand gehalten
hat,verschwindetunterdemakutenHand-
lungsdruck. Das wird nicht so bleiben. Es
ist nicht übertrieben, hier von Traumata
zu sprechen, die sich irgendwann später
Ausdruck verschaffen.

Auch Trauerfeiern waren und sind im-
mernocheingeschränkt.GroßeTrauerge-
meinden können sich nicht versammeln,
nicht gemeinsam am Grab weinen und
späterbeimKuchenlachen.DigitaleSurro-
gate helfen. Doch da,woWorte desMitlei-
dens versagen, können Berührungen nun
nicht helfen. Der Trauerzug durchs Dorf
oder durch den Stadtteil ist zwar in den
vergangenen Jahren seltener geworden,
dochnunfällt erganzaus.Toteverschwin-
denbeinahesang-undklanglos.Nachbar-
schaften und fernen Bekannten bleibt der
Abschied verwehrt, obwohl diese Halbbe-
troffenheit,die sichmitdemMementomo-
ri verbindet, für Gemeinschaften wichtig
ist. Der medialen Dauerpräsenz des Ster-

bensentspricht einevollendetePrivatisie-
rung der Trauer. Sowird eineGesellschaft
an ihre Verletzlichkeit erinnert, findet
aber keine Orte, diese zu thematisieren,
und sei es auch nur in Form eines Psalms
oder eines Musikstücks bei der Beerdi-
gung der alten Nachbarin.

Eine öffentliche staatliche Gedenkfei-
er, wie sie nun am 18. April stattfindet, ist
aller Ehren wert und mag die verschwun-
dene Kleinstadt der über 70000 für einen
Moment inskollektiveGedächtniszurück-
holen. Der Staat und seine Repräsentan-
ten und Repräsentantinnen, Vertreterin-
nen und Vertreter der Verfassungsorgane
können vielleicht stilvoll gedenken, mit
MusikundeinfühlsamenRedenderschie-
ren Zahl der Opfer ein Gesicht verleihen,
für eine Unterbrechung sorgen, in der die
Toten einen Namen bekommen.

Namen stehen nicht nur in der christli-
chen Tradition für das Einzigartige und
für den Beziehungsbaum, der Menschen
ausmacht. Nur kann der Staat nicht trös-
tenund schongar nichts versprechen.Das
wäre eine zivilreligiöseAnmaßung, die ins
Leere laufenmuss.AuchstaatlichesVersa-
gen, auch politische Orientierungslosig-
keit sind ja mitverantwortlich dafür, dass
sovieleMenschengestorbensind.Diefata-
le Verstrickung kennt keinen Ausweg au-
ßer der Übernahme dieser Verantwor-
tung, die sich kaum personalisieren lässt.
An entscheidender Stelle kann er die Fä-
higkeit zu trauern nur an die zurückge-
ben, die in der Nähe der Trauernden le-
ben: denen, die Trauergottesdienste fei-
ern, den Nachbarn, die auf die achten, die
sichmitSchuld,SchamundVerstörungal-
leingelassen fühlen, den Zugehörigen, die
mit jeder Umarmung gegen die grundle-
genden Regeln der Pandemiebekämp-
fung verstoßen.

Es gibt keinen einfachen Weg aus so
viel verborgenemLeid. Es zu beschweigen
wird allerdings einen Preis haben – nicht
nur für jene, die jetzt in Trauer sind. Da
und dort wachsen lokale Initiativen. In
den sozialen Medien verbreitet sich der
Hashtag #MehralseineZahl. Es ist, so
scheintes,vorallemdieGenerationderEn-
kel,dienichthinnehmenwill,dassdieVer-
storbenen einfach verschwinden. Das
lässt hoffen. Die Toten der Pandemie sind
längstauchschlimmsterAusdruckderkol-
lektiven Versehrtheit, die zu überleben
hoffentlich alle wacher werden lässt im
Umgangmit demseelischenundkörperli-
chenLeid,dasauchnachder akutenPhase
der Pandemie nicht verschwindet.

Die Davongekommenen sollten es sich
nicht zu einfachmachen. AmUmgangmit
den Verstorbenen und den Trauernden
entscheidet sich auch die Menschlichkeit
unserer Gesellschaft.

Petra Bahr ist Regionalbischöfin in der Evange-
lisch-Lutherischen Landeskirche Hannovers. 

W
underbar knapp und klar
heißt es im Grundgesetz:
„Kunst und Wissenschaft,
Forschung und Lehre sind

frei.“ Der Satz macht umso größere Freu-
de, je seltener er ausgesprochen werden
muss. Dass sich die Hinweise auf Artikel 5
Absatz 3 GG seit einiger Zeit häufen, ist
deshalb nicht unbedingt ein gutes Zei-
chen.Die „InitiativeWeltoffenheit“, zuder
sich im Dezember die Häupter von rund
30Kultureinrichtungenzur „Verteidigung
einesKlimas der Vielstimmigkeit, der kri-
tischen Reflexion und der Anerkennung
von Differenz“ zusammengetan haben,
führt „GG 5.3“ direkt im Namen, und das
Anfang Februar an die Öffentlichkeit ge-
tretene „NetzwerkWissenschaftsfreiheit“
warnt, „dassdie verfassungsrechtlichver-
bürgte Freiheit von Forschung und Lehre
zunehmenduntermoralischenundpoliti-
schen Vorbehalt gestellt werden soll“. In
anderenManifestationenpolitisch-kultu-
rellen Unbehagens war in den vergange-
nen Jahren von „Meinungskorridoren“,
gar von Zensur die Rede, und jenseits sol-
cher Proteste stimmen regelmäßig knapp
zwei Drittel derMenschen in diesemLand
der Ansicht zu, man müsse heutzutage
„sehr aufpassen“, wasman sagt.

Nun ist es eine Sache, den allzu durch-
schaubaren Stimuli der Demoskopen oh-
negroßesNachdenken,vielleichtsogar iro-
nisch-trotzig beizupflichten; eine andere
ist es, entsprechendePositionen ernsthaft
zu vertreten. Wenn Lehrstuhlinhaberin-
nen, Intendanten und Museumsmen-
schen glauben, die Freiheit von Wissen-
schaft und Kunst mittels öffentlicher Er-
klärungen sichern zu müssen, dann ist
das zu unterscheiden von jenem ressenti-
mentgeladenen Empörungsmodus in den
sozialen Medien, dem nicht einmal mehr
auffällt, wie sehr er aus dem ständigen
Selbstwiderspruchdes„Das-darf-man-ja-
nicht-mehr-sagen“ lebt.

Gleichwohl oder gerade deshalb stellt
sichdie Frage, ob es tatsächlich ander Zeit
ist, sich umdie Vielstimmigkeit undWelt-
offenheit des politischen, wissenschaftli-
chenundkünstlerischenDiskurses indie-
semLandzusorgen.GibteswirklichStim-
men und Positionen, die nicht geäußert
werden können? Die näherliegende Beob-
achtung ist doch, dass es in unserer für je-
de und jeden höchst real gewordenen vir-
tuellenWelt noch nie so leicht war, sich an
die Allgemeinheit zu wenden. Nur bedeu-
tet das natürlich nicht schon, mit allem
und jedemGehör zu finden–oder gar, auf
Zustimmung zu stoßen.

DasRecht, unwidersprochenseineMei-
nung zu sagen, ist grundgesetzlich nicht
garantiert.UnddassMachtpositionenkei-
neWahrheitsansprüche begründen, sollte
zwei Generationen nach „Achtundsech-
zig“ keiner Erklärung bedürfen, zumal

nicht unter Kulturverantwortlichen und
Wissenschaftlerinnen. Sieht man die bei-
den genannten, politisch höchst gegen-
sätzlichmotiviertenDeklarationendarauf-
hineinmaldurch, findensich erstaunliche
Parallelen. So führtdasausderKontrover-
se um Achille Mbembe entstandene, von
linker und linksliberaler Seite inspirierte
Plädoyer der „Initiative GG 5.3“ ziemlich
mimosenhaft Klage, es würden „durch
missbräuchliche Verwendung des Antise-
mitismusvorwurfswichtigeStimmenbei-
seite gedrängt und kritische Positionen
verzerrt dargestellt“. Dass auch ein sol-
ches Statement (Artikulations-)Macht de-
monstriert, wird gerne übersehen: Weil
man sich als Opfer einer breitenMehrheit
im Bundestag sieht, die nicht begreifen
will,dass ihrEintretengegendieantiisrae-
lische Boykott-Bewegung BDS angeblich
zu Lasten der Palästinenser geht.

Noch ein ganzes Stück larmoyanter al-
lerdings tönt der Text der Netzwerk-Pro-
fessoren, die mehrheitlich wohl dem kon-
servativen, zu Teilen dem rechten Spek-
trumzuzurechnen sind: „Hochschulange-
hörige werden erheblichem Druck ausge-
setzt, sichbeiderWahrnehmung ihrerFor-
schungs- und Lehrfreiheit moralischen,
politischen und ideologischen Beschrän-
kungen und Vorgaben zu unterwerfen“,
heißt es dort.Was folgt, sind freilich keine
Belege für herrschenden Druck, sondern
nur vage „Beobachtungen“ vorauseilen-
der Fügsamkeit: Manche würden „ihre
Forschungs- und Lehrfreiheit selbst be-
schränken,weil sieantizipieren,mitÄuße-
rungen, Themenstellungen oder Veran-
staltungenalsPersondiskreditiert zuwer-
den“. Am Ende dann auch hier die Opfer-
erzählung – mit Hochschulen, an denen
„die Betroffenen die Erfahrung gemacht
haben, dass denjenigen, die ins Visier des
ideologischen Aktivismus geraten, wegen
des Risikos, selbst zur Zielscheibe zu wer-
den, niemand beispringt“.

Dass Universitäten Orte der geistigen
Auseinandersetzung sind, dass Erkennt-
nis auch im Streit entsteht, nicht dekre-
tiert werden kann, diskursiv begründet
und gegebenenfalls mit intellektueller
Schärfe verteidigt werdenmuss – von all-
dem findet sich in der Verlautbarung des
„Netzwerks Wissenschaftsfreiheit“ kein
Wort. Stattdessen setztmandarauf, durch
die Beschwörung von Zuständen wie in
den USA, wo „Cancel Culture“ und eine
maßlos gewordene Identitätspolitik tat-
sächlich ein Campus-Problem darstellen,
jenes überbrave Uni-Milieu konservieren
zu können, das man als Ergebnis der Bo-
logna-Reformen anfangs zwar kritisiert
hat, inzwischen aber ganz bequem zu fin-
den scheint.

Doch in solchen Biedermeier-Träumen
erschöpft sich die Agenda zumindest ei-
nes Teils der „Netzwerker“ offenkundig
nicht. In der rechtskatholischenTagespost
erläuterte der Würzburger Historiker Pe-
terHoereskürzlichunterdemMotto„Weh-
retdenAnfängen!“,wiesehrersich imAus-
schuss seines Berufsverbands vier Jahre
lang beschnitten fühlte angesichts einer
dort angeblich herrschenden „Privilegie-
rung von Geschlechtergeschichte“ und
der„AuswahlvonSektionenfürdenHisto-
rikertag nach biologischen Merkmalen
der Referenten“. Ähnliches werde ihm aus
den Gremien der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG) berichtet.

Wogegen Hoeres und seine Mitstreiter
im Fall der DFG polemisieren, ist nichts
weiter als eine unlängst beschlossene Er-
gänzung ihrer Leitlinien guter wissen-
schaftlicher Praxis, die nun ausdrücklich
auch auf eine „Reflexion der Bedeutung
von Geschlecht und Vielfältigkeit für die
Forschung“ zielen. Schwer zu glauben,
dass man dagegen anno 2021 noch etwas
haben kann.

Neulich, beim Kommando Spezialkräfte

Norbert Frei ist Professor für
Neuere und Neueste
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des 20. Jahrhunderts.

Manche Angehörigen leiden nun
auch noch unter Schamgefühlen,
weil ihre Lieben allein starben
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Verantwortlich für den Tod so
vieler Personen ist nicht nur,
aber auch politisches Versagen

Mehr als

eine Zahl

Ein Jahr Corona:
Die Gesellschaft hat

zugelassen, dass so viele
Menschen einsam sterben.

Das ist eine kollektive Schuld

VON
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Insbesondere die Generation
der Enkel möchte das Sterben
nicht mehr verdrängen

Mimosenmacht
Jetzt beklagt ein „Netzwerk Wissenschaftsfreiheit“,

man könne nicht mehr frei forschen und lehren.

Wer dies sagt, verwechselt etwas
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Seit 1968 sollte klar sein:
Machtpositionen begründen
keine Wahrheitsansprüche
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